
   

Solide Haushaltspolitik  

Der Bundes-

haushalt 2021 

ist maßgeblich 

von der aktu-

ellen Corona-

Pandemie und 

den daraus 

resultierenden 

finanziellen 

Herausforde-

rungen ge-

prägt. Insbe-

sondere die  

erforderlichen 

Mittel für den 

Gesundheitsbereich und für umfangreiche Wirtschaftshilfen 

werden damit zur Verfügung gestellt. Im Ergebnis steigen die 

Ausgaben 2021 auf knapp 500 Milliarden Euro und die Netto-

kreditaufnahme auf fast 180 Milliarden Euro.  

All dies ist nur möglich, weil wir in den letzten Jahren gut 

gewirtschaftet haben und nun noch einmal die Sonderrege-

lung zur Schuldenbremse nach Art. 115 des Grundgesetzes 

(„außergewöhnliche Notsituation“) zum Abfedern der Aus-

wirkungen der Corona-Pandemie nutzen. Jetzt zu sparen, 

würde die Krise verschärfen. Klar ist aber auch, dass wir nicht 

ewig derart hohe Schulden machen können. Schließlich muss 

die über die Normalregelung der Schuldenbremse hinausge-

hende Verschuldung in den kommenden 20 Jahren getilgt 

werden. Dies wird ab 2026 eine jährliche Haushaltsbelastung 

im zweistelligen Milliarden-Bereich bedeuten. Die größte 

Herausforderung der kommenden Wahlperiode wird daher 

werden, Deutschland auf einen nachhaltigen Wachstums-

pfad zurückzuführen und solide zu wirtschaften, um die Nor-

malregelung der Schuldenbremse wieder einhalten zu kön-

nen. Dies ist eine Frage der Generationengerechtigkeit. 

Königsrecht des Parlaments 

Haushalts-

wochen  

sind Aus-

nahme-

wochen — 

nicht zu-

letzt we-

gen der 

enormen 

Summen, 

über die 

entschie-

den wird. 

Der lange 

Abstim-

mungs-

reigen beginnt Dienstags. Der Mittwoch startet mit der 

Generaldebatte und der Abstimmung zum Etat des Bun-

deskanzleramtes. Besondere Bedeutung kam dieses Mal 

dem Etat des Bundesgesundheitsministeriums zu, da der 

Regierungsentwurf angesichts der Bekämpfung der 

Corona-Pandemie im parlamentarischen Verfahren deut-

lich geändert wurde. Über den größten Einzeletat wurde 

schließlich am Freitag abgestimmt: Dem Bundesministeri-

um für Arbeit und Soziales sollen 2021 insgesamt 164 Mil-

liarden Euro zur Verfügung stehen, insbesondere auch um 

die Rentenkasse zu stützen. 

Die Woche im Bundestag 

Wir wollen diese Krise nicht nur in den Griff bekommen, 

sondern auch gestärkt aus ihr hervorgehen. Die Arbeits-

plätze der Zukunft beruhen auf Innovationen und Investiti-

onen. Deshalb unterstützen wir unsere industriellen Leitin-

dustrien und sorgen gleichzeitig für neue Impulse in der 

anwendungsnahen Forschung, bei Unternehmensgründun-

gen und der Digitalisierung.  
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Oberste Priorität für Kunst und Kultur  

Der Deutsche Bundestag hat den Einzeletat des Bundes-

kanzleramtes und damit auch den Etat der Bundesbe-

auftragten für Kultur und Medien beschlossen. Dazu erklä-

ren die stellvertretende Fraktionsvorsitzende, Gitta Conne-

mann, und die kultur- und medienpolitische Sprecherin 

Elisabeth Motschmann: 

Gitta Connemann: „Kunst und Kultur sind von der Corona-

Pandemie besonders stark gebeutelt. Deshalb haben wir 

uns bei den Haushaltsberatungen für eine weitere Aufsto-

ckung des Kulturetats eingesetzt. Mit nun gut 2,1 Milliar-

den Euro steht der Förderung unserer Kulturlandschaft eine 

Rekordsumme zur Verfügung. Aus gutem Grund. Denn pan-

demiebedingt ist die Not vieler Künstlerinnen und Künstler 

groß, die Herausforderungen für Kultureinrichtungen und 

für Unternehmen der Kulturwirtschaft gewaltig. Deswegen 

müssen die Investitionen allen zu Gute kommen – den Met-

ropolen, den Leuchtturmprojekten und der Kultur in der 

Fläche. Uns ist besonders wichtig, dass das Geld in der Flä-

che ankommt – bei den Heimatmuseen, Bibliotheken und 

Buchhandlungen, Theatern, Kinos, Orchestern oder Gale-

rien. 

Einen ebenso hohen Stellenwert hat für uns die Förderung 

der Erinnerungskultur. Deshalb unterstützen wir Einrich-

tungen, Gedenkstätten sowie Dokumentationszentren. Das 

ist Demokratieförderung im besten Sinne. Damit ermögli-

chen wir auch künftigen Generationen, sich intensiv mit 

unserer Geschichte auseinanderzusetzen. Fakt ist: Der Kul-

turetat 2021 ist ein starkes Bekenntnis der Großen Koaliti-

on zu Kunst und Kultur. Wir wissen: Kultur ist eine tragende 

Säule unseres gesellschaftlichen Zusammenhalts. Das spie-

gelt dieser Rekordetat wider." 

Elisabeth Motschmann: „Die Not der Kulturschaffenden ist 

riesengroß und inzwischen auch unüberhörbar. Einkommen 

und Einnahmen sind seit dem ersten Lockdown im Frühjahr 

weggebrochen. Bis November betrugen die erwarteten 

Umsatzverluste der Kultur- und Kreativwirtschaft über 40 

Milliarden Euro. Mit dem Programm NEUSTART-Kultur 

wollten wir der Kulturbranche eine Perspektive aufzeigen, 

aber der zweite Lockdown hat alle mühsam erarbeiteten 

Hygienekonzepte radikal zunichte gemacht. Umso wichti-

ger ist es, dass wir mit den zusätzlichen Mitteln im Bundes-

kulturetat die kulturelle Infrastruktur unterstützen. Das gilt 

gleichermaßen für große Häuser, wie etwa der Stiftung 

Preußischer Kulturbesitz, wie für die ländlichen Räume, z.B. 

mit der Fortsetzung des Denkmalschutzsonderprogramms. 

Die Sicherung unseres kulturellen Lebens ist nicht nur ein 

kulturpolitischer, sondern ein gesamtgesellschaftlicher 

Auftrag. Deshalb müssen wir Kreative und Bühnen unter-

stützen – und unsere Künstlerinnen und Künstler mit einem 

Rettungsschirm auffangen.“  
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In dieser Woche hat der federführende Finanzausschuss 

abschließend über das von der Bundesregierung einge-

brachte Jahressteuergesetz beraten. Die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion hat dabei wesentliche Regelungen zur 

Verschärfung bei der Verfolgung der Cum-Ex-Taten durch-

gesetzt.  

Dazu erklärt der zuständige Berichterstatter der CDU/CSU-

Fraktion im Deutschen Bundestag, Fritz Güntzler:  

„Mit dem Jahressteuergesetz 2020 haben wir die Verjäh-

rungsfrist zur Verfolgung schwerer Steuerhinterziehung von 

10 auf 15 Jahre verlängert. Dies ist richtig und wichtig, denn 

es drohte, dass Cum-Ex-Straftäter straffrei davon kommen. 

Dem haben wir jetzt einen Riegel vorgeschoben. Von der 

Verlängerung der Fristen sind jedoch nicht nur Cum-Ex-

Betrugsfälle, sondern sämtliche Sachverhalte der schweren 

Steuerhinterziehung erfasst. Damit werden wir der wach-

senden Digitalisierung und Internationalisierung gerecht, 

welche die Verfolgung solcher Straftaten deutlich er-

schwert. Die Verlängerung der Verjährungsfrist wird für alle 

noch nicht verjährten Sachverhalte in Kraft treten. 

Außerdem schaffen wir rechtssicher die Möglichkeit, auch 

bereits verjährte Taterträge aus Fällen der Steuerhinterzie-

hung in großem Ausmaß einzuziehen. Damit können Erträ-

ge aus schwerer Steuerhinterziehung auch nach der straf-

rechtlichen Verjährung noch zurückgeholt werden. Das sind 

wir vor allem den ehrlichen Steuerzahlern schuldig. 

Wir sind froh, dass die SPD diesem Gesetz nun nach langen 

Verhandlungen endlich zugestimmt hat. Die Regelungen 

sind zwingend notwendig, um das Vertrauen der ehrlichen 

Steuerzahler in den Rechtsstaat zu stärken bzw. zu erhal-

ten. Steuerstraftäter dürfen der Allgemeinheit keine schwe-

ren finanziellen Schäden zufügen können, nur weil Verjäh-

rungsfristen zu kurz sind.“ 

Verfolgung von Cum-Ex-Tätern 

In dieser Woche hat der Finanzausschuss über das von der 

Bundesregierung eingebrachte Jahressteuergesetz beraten. 

Dazu erklären der agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Albert Stegemann: 

„Im parlamentarischen Verfahren zum Jahressteuergesetz 

konnten wir gemeinsam mit den Finanzpolitikern erreichen, 

dass die steuerliche Entlastung zugunsten der vielen land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebe noch ausgebaut wird. So 

schaffen wir eine zielgenauere Ausgestaltung der Investiti-

onsabzugsbeträge gemäß § 7g des Einkommenssteuerge-

setzes (EStG). Hier soll die einheitliche Gewinngrenze auf 

200.000 Euro erhöht werden. Damit sollen künftig über 95 

Prozent aller landwirtschaftlichen Betriebe den Investitions-

abzugsbetrag für künftige Anschaffungen nutzen. Zudem 

kommt es beim § 7g zu weiteren Modifikationen, die den 

Investitionsabzugsbetrag für landwirtschaftliche Betriebe 

praxisgerechter machen.“ 

Steuerliche Entlastungen für Land- und Forstwirte 
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22,15 Mrd. Euro, wovon 2,65 Mrd. Euro für die vergünstigte 

Abgabe von FFP2-Masken sowie die Ausgleichszahlungen 

an Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen dienen. Zur 

finanziellen Unterstützung von Krankenhäusern, Rehaein-

richtungen, aber auch Müttergenesungswerken stehen wei-

tere 2 Mrd. Euro zur Verfügung. Des Weiteren sind für die 

Beschaffung von Corona-Impfstoffen knapp 2,7 Mrd. Euro 

eingeplant und zusätzlich 90 Mio. Euro für die Entwicklung 

und Produktion von Impfstoffen. Auch die Zuschüsse zur 

Bekämpfung des Ausbruchs des Corona-Virus sollen um 2,9 

Mrd. Euro auf rund 4 Mrd. Euro erhöht werden. Für die 

Nationale Reserve Gesundheitsschutz werden 750 Mio. 

Euro vorgesehen und für den Pakt für den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst rund 123 Mio. Euro. Darüber hinaus wer-

den zur Digitalisierung der lokalen Gesundheitsbehörden 60 

Mio. Euro bereitgestellt und das Landärzteprogram um 8,5 

Mio. Euro aufgestockt.  

Innere Sicherheit, Bau und Sport. Dem Bundesministerium 

des Innern, für Bau und Heimat steht 2021 ein Ansatz von 

18,5 Mrd. Euro zur Verfügung, was rund 160 Mio. Euro 

mehr als im Regierungsentwurf sind. Insbesondere wird der 

Bereich innere Sicherheit mit weiteren 107 Mio. Euro ge-

stärkt; darunter jeweils 7,5 Mio. Euro zusätzlich zur Be-

schaffung von neuen Fahrzeugen bzw. persönlicher Schutz-

ausrüstung für die Bereitschaftspolizeien der Länder. Dar-

über hinaus sind für Transporthubschrauber der Bundespo-

lizei in Ergänzung des Baransatzes 2021 von 221,2 Mio. Eu-

ro Verpflichtungsermächtigungen mit einem Volumen von 

1,6 Mrd. Euro und für Fluggast- und Reisegepäckkontrollen 

Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 888 Mio. Euro 

vorgesehen. Auch das deutsche Engagement bei internatio-

nalen Polizeimissionen wird deutlich gestärkt, indem die 

Mittel für Einsätze und Maßnahmen der Bundespolizei au-

ßerhalb des Bundesgebiets um knapp 14 Mio. Euro erhöht 

werden. Daneben wird auch der Bereich Katastrophen- und 

Bevölkerungsschutz durch zusätzliche Mittel in Höhe von 

Die Woche im Parlament  

Zweite/Dritte Beratung des Gesetzes über die Feststellung 

des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2021 

(Haushaltsgesetz 2021). Das Haushaltsgesetz 2021 enthält 

die Einzelpläne aller Verfassungsorgane und Bundesministe-

rien. Traditionell begann am Dienstag die Haushaltswoche. 

Corona-Maßnahmen. In erster Linie zur Abfederung der 

Auswirkungen der Corona-Pandemie steigen die Ausgaben 

gegenüber dem Regierungsentwurf um rund 85 Mrd. Euro 

auf 498,6 Mrd. Euro. Entsprechend wird die Nettokreditauf-

nahme um 83,6 Mrd. Euro auf 179,8 Mrd. Euro erhöht. Der 

größte Teil dieser zusätzlichen Mittel ist erforderlich, um 

erwartete Mehrbedarfe im Gesundheits- und Wirtschaftsbe-

reich finanziell abzusichern. Zu Buche schlagen 39,5 Mrd. 

Euro für Unternehmen, Freiberufler, Selbstständige und 

Kulturschaffende in Form der Überbrückungshilfen III sowie 

die November- und Dezemberhilfe (Regierungsentwurf le-

diglich 2 Mrd. Euro). Diese Wirtschaftshilfen dürften über-

wiegend erst 2021 ausgezahlt werden. Außerdem sind nun 

als allgemeine Covid-19-Vorsorge Globale Mehrausgabe in 

Höhe von 35 Mrd. Euro eingeplant (Regierungsentwurf nur 

5 Mrd. Euro). Die Vorsorge zur Erstattung von eventuellen 

Kreditausfällen im Rahmen des KfW-Corona-Sonder-

programms wurde im parlamentarischen Verfahren um 

997 Mio. Euro auf 1,4 Mrd. Euro aufgestockt. Aber auch für 

sonstige von der Corona-Krise Betroffene sind zusätzliche 

Mittel eingestellt. So sind jeweils 100 Mio. Euro für die Be-

hindertenhilfe sowie die Kinder- und Jugendhilfe vorgese-

hen und 200 Mio. Euro als Hilfen für Studierende. Auch die 

Corona-Hilfen für Sportvereine des (semi-)professionellen 

Bereichs werden in Höhe von 200 Mio. Euro verlängert.  

Gesundheit. Der Etat des Bundeministeriums für Gesund-

heit steigt von 24,3 Mrd. Euro im Regierungsentwurf auf 

35,3 Mrd. Euro. Wesentlich hierfür ist die Aufstockung des 

Zuschusses an den Gesundheitsfonds um 7,65 Mrd. Euro auf 
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zusätzlich bereitgestellt. So werden insbesondere auf Basis 

der Herbstprognose der Bundesregierung die Ansätze 2021 

für das Arbeitslosengeld II um 300 Mio. Euro und für die 

Kosten der Unterkunft im SGB-II-Rahmen um 200 Mio. Euro 

und der Rentenzuschuss um 86 Mio. Euro angehoben. Je-

weils 5 Mio. Euro werden zusätzlich bereit gestellt zur Si-

cherung der Arbeitsplätze der Beschäftigten in deutschen 

Häfen und für sonstige Leistungen zur Teilhabe nach § 31 

Absatz 1 Nr. 3 SGB VI (Einzahlung in die allgemeine Renten-

versicherung). Der Bundeszuschuss an die Künstlersozial-

kasse wurde nochmals um rund 9 Mio. Euro erhöht. Dane-

ben spiegelt sich im Bereich Soziales die vereinbarte Sozial-

garantie 2021 wider, also die Vereinbarung, dass die Bei-

tragssätze für die Sozialversicherungen in Summe 40 Pro-

zent nicht übersteigen dürfen. Dies bedeutet 2021 insbe-

sondere einen Zuschuss in Höhe von 3,35 Mrd. Euro vor 

allem zur Finanzierung der Leistungen für Kurzarbeit an die 

Bundesagentur für Arbeit, zusätzlich 7,65 Mrd. Euro im Be-

reich der gesetzlichen Krankenversicherung zur Stabilisie-

rung des Gesundheitsfonds (insgesamt erhält dieser aus 

dem Bundeshaushalt 2021 rund 22,15 Mrd. Euro) und einen 

Rekord-Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in Höhe von 

über 106 Mrd. Euro zugunsten der gesetzlichen Rentenver-

sicherung. Insgesamt betragen die Sozialausgaben im Bun-

deshaushalt im nächsten Jahr rund 253,2 Mrd. Euro. Das 

sind 50,8 Prozent der Gesamtausgaben. 

Verkehr. Das Ministerium für Verkehr und digitale Infra-

struktur erhält gegenüber dem Regierungsentwurf rund 7 

Mrd. Euro zusätzlich. Der Etat beläuft sich damit auf 41,2 

Mrd. Euro. In der Praxis soll dieses Geld vor allem zur Eigen-

kapitalstärkung der Deutschen Bahn AG dienen. Diese 

Nachveranschlagung im parlamentarischen Verfahren ist 

erforderlich, da sich die eigentlich für 2020 vorgesehenen 

Zahlungen wegen ausstehender beihilferechtlicher Ent-

scheidungen der EU-Kommission ins Jahr 2021 verschieben 

werden. Des Weiteren sollen die Mittel für die Autobahn 

rund 40 Mio. Euro zum Aufbau von vier dezentralen Lo-

gistikzentren fürs Technisches Hilfswerk und durch insge-

samt 26 Mio. Euro für das Projekt „Nationales Krisen-

management – Labor 5000“ gestärkt. Darüber hinaus erfolgt 

eine Anpassung des Förderprogramms 2020 zur Sanierung 

kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend 

und Kultur an den tatsächlichen Bedarf und eine Aufsto-

ckung um eine zusätzliche Programmscheibe 2021. Des 

Weiteren sollen die Zuschüsse für die politischen Stiftungen 

einmalig um rund 14 Mio. Euro erhöht und für den Aufbau 

einer Innovations- und Transformationseinheit im Bereich 

des E-Governments in Summe 6,5 Mio. Euro bereitgestellt 

werden. Für die Dauerausstellung der „Landshut“, des von 

mit der RAF verbündeten Terroristen 1977 entführten und 

von der GSG 9 befreiten Flugzeugs, in Friedrichshafen sind 

6,5 Mio. Euro für Investitionen und 7,5 Mio. Euro als Be-

triebskostenzuschuss vorgesehen. 

Verteidigung. Der Etat des Bundesministeriums für Verteidi-

gung wächst 2021 auf rund 46,9 Mrd. Euro. Das ist dem 

permanenten und intensivem Einsatz der Union zu verdan-

ken. Durch Umschichtungen im Rahmen des parlament-

arischen Verfahrens wurde die Ansätze für die drei Be-

schaffungsvorhaben Eurofighter, Taktisches Luftverteidi-

gungssystem und Eurodrohne um insgesamt 482 Mio. Euro 

erhöht. Darüber hinaus werden die Mittel zur Beschaffung 

von Munition um 113,8 Mio. Euro auf 700 Mio. Euro aufge-

stockt sowie zum Erwerb von aufgaben- / einsatzgerechter 

Bekleidung und persönlicher Ausrüstung rund 17,4 Mio. 

Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt. Des Weiteren wer-

den die Mittel für das kostenlose Bahnfahren in Uniform um 

zusätzliche 30 Mio. Euro aufgestockt.  

Arbeit und Soziales. Den größten Etat im Bundeshaushalt 

2020 hat mit rund 164,9 Mrd. Euro Mrd. Euro auch weiter-

hin das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Im Ver-

gleich zum Regierungsentwurf werden knapp 950 Mio. Euro 
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se“ insbesondere im Bereich von strukturschwachen Regio-

nen vorgesehen. 

Familienpolitik. Gegenüber dem Regierungsentwurf 2021 

wurde das Haushaltsvolumen des Bundesministeriums für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend um knapp 900 Mio. 

Euro erhöht. Der Etat beläuft sich damit auf rund 13,1 Mrd. 

Euro. Maßgeblich hierfür ist die Erhöhung der gesetzlichen 

Leistungen (Elterngeld, Unterhaltsvorschuss, Kinderzu-

schlag) um insgesamt rund 750 Mio. Euro infolge aktuali-

sierter Prognosen und Corona-bedingter Maßnahmen. Da-

neben wurden im parlamentarischen Verfahren erstmals 

Mittel in Höhe von 3 Mio. Euro für die noch zu gründende 

Bundesstiftung Gleichstellung ausgebracht. Für Jugendbil-

dungs- sowie Jugendbegegnungsstätten und Jugendherber-

gen sind zusätzliche Mittel von 3 Mio. Euro eingestellt und 

zur weiteren Förderung des Ehrenamtes und der Selbsthilfe 

1,8 Mio. Euro.  

Bildung und Forschung. Eine neue Rekordhöhe erreicht der 

Etat des Bundesministeriums für Bildung und Forschung mit 

20,8 Mrd. Euro. Dies bedeutet gegenüber dem Regierungs-

entwurf einen Zuwachs um rund 560 Mio. Euro. Darin ent-

halten sind insbesondere 150 Mio. Euro zur Sicherung von 

Ausbildungen, 90 Mio. Euro für Bildungsplattform und Bil-

dungskompetenzzentren, die Finanzierung neuer Fraunhof-

er-Zentren, der Ausbau des Helmholtz-Instituts für Pharma-

zeutische Forschung sowie Mittel für ein Universitäres Herz-

zentrum Berlin und zum Ausbau der Universitätsmedizin-

netzwerke unter Leitung der Charité Berlin. 

Umwelt sowie Natur- und Klimaschutz. Aus dem Energie- 

und Klimafonds werden 2021 Programmausgaben von rund 

27 Mrd. Euro finanziert, darunter 10,8 Mrd. Euro zur Entlas-

tung beim Strompreis (EEG-Umlage). Wichtige Änderungen 

im parlamentarischen Verfahren sind die Aufstockung der 

Mittel zur Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel 

um 10 Mio. Euro auf 40 Mio. Euro und eine Erhöhung des 

GmbH des Bundes um 400 Mio. Euro auf 1,77 Mrd. Euro 

(Planungs- und IT-Kosten) aufgestockt werden. Das Stamm-

kapital der Deutschen Flugsicherung wird zur Deckung von 

Umsatzausfällen infolge der COVID-19-Pandemie um 300 

Mio. Euro erhöht. Die Zuschüsse für Flughäfen und kleine 

Flugplätze steigen um 109 Mio. Euro plus Darlehenserhö-

hung um 81,1 Mio. Euro. Jeweils 40 Mio. Euro sind zusätz-

lich für ein Förderprogramm im Schienengüterverkehr und 

für die Bundeswasserstraßen vorgesehen. Insgesamt 

322 Mio. Euro sind zudem für ein neues Deutsches Zentrum 

Mobilität der Zukunft mit mehreren Standorten eingeplant. 

Landwirtschaft. Der Etat des Bundesministeriums für Ernäh-

rung und Landwirtschaft beläuft sich auf 7,7 Mrd. Euro. Ge-

genüber dem Regierungsentwurf zu nennen sind insbeson-

dere die Mittelaufstockungen für Projekte der nachhaltigen 

Landwirtschaft um 10 Mio. Euro und für das Bundespro-

gramm Ländliche Entwicklung (BULE) um 5 Mio. Euro. Die 

Mittel für das Bundesprogramm Energieeffizienz für Land-

wirtschaft und Gartenbau werden um zusätzlich 4 Mio. Euro 

aufgestockt.  

Wirtschaft und Strukturwandel. Für den Etat des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Energie werden gegenüber 

dem Regierungsentwurf 2021 zusätzlich rund 300 Mio. Euro 

bereitgestellt. Damit beläuft er sich auf rund 10,4 Mrd. Eu-

ro. Insbesondere werden die Ergebnisse des Automobilgip-

fels durch Aufstockung des Zukunftsfonds umgesetzt (50 

Mio. Euro Barmittel und 950 Mio. Euro Verpflichtungser-

mächtigungen), die Beschaffung von LNG-Betankungs-

schiffen mit 135 Mio. Euro ermöglicht sowie die Förderung 

infektionsschutzgerechter raumlufttechnischer Anlagen (RLT

-Anlagen) um 40 Mio. Euro und das Covid-19-Programm: 

Testausstattung und Vorprodukte um 89 Mio. Euro erhöht. 

Darüber hinaus sind 4,4 Mio. Euro zur Umsetzung der Er-

gebnisse der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnis-
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Daten & Fakten 

Anstieg an Einpersonenhaushalten - Meiste Alleinlebende 

in Großstädten. Insgesamt 17,6 Mio. Menschen, also mehr 

als jede 5. Person, lebten 2019 in Deutschland in einem 

Einpersonenhaushalt. Davon wohnen 42% aller Alleinleben-

den in Großstädten ab 100.000 Einwohnern. In mittelgro-

ßen Städten zwischen 20.000 und 100.000 Einwohnern lag 

dieser Anteil bei 26% und in kleineren Gemeinden unter 

20.000 Einwohnern bei 32%. Die Menschen in Deutschland 

leben zunehmend allein. Der Anteil an Einpersonenhaushal-

ten erhöhte sich innerhalb der letzten 3 Jahrzehnten von 34 

auf 42% im Jahr 2019. Dabei ergeben sich deutliche Ge-

schlechterunterschiede: Bei Männern bilden die 20 bis 39-

Jährigen die größte Gruppe an Alleinlebenden. Bei Frauen 

ab 80 Jahren ist die Zahl der Alleinwohnenden fast 4 Mal so 

hoch wie bei Männern der gleichen Altersgruppe. Gerade 

während des Lockdowns verlagert sich das Leben verstärkt 

in die Privathaushalte. Von den Kontaktbeschränkungen 

außerhalb des eigenen Haushalts sind dementsprechend 

vor allem Alleinlebende betroffen.  

(Quelle: Destatis) 

Waldklimafonds um 6,5 Mio. Euro auf 30 Mio. Euro. Für das 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit stehen 2021 insgesamt rund 2,7 Mrd. Euro zur 

Verfügung. Schwerpunkte der parlamentarischen Änderun-

gen sind die erstmalige Förderung von Start-ups zur Ent-

wicklung digitaler Lösungen für den Umwelt- und Klima-

schutz mit 10 Mio. Euro, die Aufstockung der Maßnahmen 

zur Bekämpfung der Vermüllung der Meere um 10 Mio. 

Euro auf 25 Mio. Euro, die Erhöhung der der Fördermittel 

für das Bundesprogramm Biologische Vielfalt um 7,2 Mio. 

Euro auf insgesamt 45 Mio. Euro und erstmalig Mittel in 

Höhe von 2,24 Mio. Euro für Investitionen in den klimawan-

delgerechten Hochwasserschutz und die klimawandelge-

rechte Wasserversorgung. 

Beschluss des Bundestages gemäß Artikel 115 Absatz 2 

Satz 6 und 7 des Grundgesetzes. Die im Haushaltsgesetz 

2021 vorgesehene Nettokreditaufnahme in Höhe von 179,8 

Mrd. Euro übersteigt den gemäß der Schuldenbremse zuläs-

sigen Wert um rund 164,2 Mrd. Euro. Um diese hohe Netto-

kreditaufnahme dennoch zu ermöglichen, hat der Deutsche 

Bundestag mit Kanzlermehrheit – wie bereits bei den bei-

den Nachtragshaushalten 2020 – einen Beschluss gefasst, 

der gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundge-

setzes eine außergewöhnliche Notsituation feststellt, die 

sich der Kontrolle des Staates entzieht und die staatliche 

Finanzlage erheblich beeinträchtigt. Der Beschluss ist mit 

einem Tilgungsplan zu verbinden, der eine Rückführung der 

Nettokreditaufnahme vorsieht, die den gemäß der Schul-

denbremse zulässigen Betrag übersteigt. Gemäß dem vorge-

sehenen Tilgungsplan soll dies ab 2026 in gleichen Teilen 

über 17 Jahre geschehen. Diese Verpflichtung wird zur Til-

gung der außerordentlichen Neuverschuldung aus dem Jahr 

2020 hinzukommen. Es ist daher absehbar: Beide Tilgungs-

leistungen zusammen werden zukünftige Haushalte in zwei-

stelliger Milliardenhöhe belasten. 
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